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Bonn, den 22. Juli 1974 

An den 
Herrn Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Betr.: Gesetz über ergänzende Maßnahmen zum Fünften Straf-
rechtsreformgesetz (Strafrechtsreform-Ergänzungsgesetz 
— StREG) 
— Drucksachen 7/376, 7/1753, 7/2088, 7/2319, 7/2381 — 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 12. Juli 1974 dem vom 
Deutschen Bundestag am 21. März 1974 verabschiedeten Gesetz 
über ergänzende Maßnahmen zum Fünften Strafrechtsreform-
gesetz gemäß Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes nicht zu-
gestimmt. 

Die Bundesregierung hat beschlossen, gemäß Artikel 77 Abs. 2 
Satz 4 des Grundgesetzes zu verlangen, daß der Vermittlungs-
ausschuß einberufen wird. 

An den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift übersende ich mit der Bitte um Kennt-
nisnahme. 

Schmidt 




